
  

Täter und Opfer identifizierbar dargestellt

Umfassende Berichterstattung ist auch mit
Anonymisierung möglich

„Meine Freundin (31) wollte, dass ich sie töte!“ titelt die Online-Ausgabe einer
Boulevardzeitung. Es geht um die Gerichtsverhandlung gegen einen 22-jährigen
Mann, der unter dem Verdacht steht, seine Freundin getötet zu haben. Die
Vornamen und abgekürzten Nachnamen des Verdächtigen und des Opfers werden
genannt und unverfremdete Fotos von ihnen abgedruckt. Ein Leser der Zeitung
kritisiert die identifizierbare Darstellung der Beteiligten. Er sieht darin kein
überwiegendes öffentliches Interesse. Der Chefredakteur verweist auf
Stellungnahmen in anderen Beschwerdeverfahren. Er hält an dem Standpunkt fest,
dass die Öffentlichkeit bei Kapitalverbrechen ein besonderes Interesse daran habe,
von den Medien umfassend informiert zu werden. Dazu gehöre auch eine
personalisierende Berichterstattung. Im konkreten Fall sprächen nach Richtlinie 8.2
des Pressekodex sowohl die außergewöhnlich schwere Straftat, die Intensität des
Tatverdachts, die Schwere des Vorwurfs sowie der Verfahrensstand dafür, dass das
öffentliche Interesse die schutzwürdigen Belange des Betroffenen überwiege. Zur
Veröffentlichung des Opfer-Fotos betont der Chefredakteur, dass die Frau im
Rahmen einer öffentlichen Fahndung gesucht worden sei. Die Polizei habe den
Medien deshalb das Foto zur Verfügung gestellt. Die Leser hätten das Opfer aus
diesem Grund noch immer vor Augen. Deshalb habe eine nachträgliche Verfremdung
des Fotos wenig Sinn gehabt.

Die Zeitung hat den in Ziffer 8 des Pressekodex festgehaltenen Schutz der
Persönlichkeit missachtet. Deshalb spricht der Beschwerdeausschuss eine
öffentliche Rüge aus. Sowohl Täter als auch Opfer würden durch die
Berichterstattung eindeutig identifizierbar. Richtlinie 8.2 besagt, dass eine
identifizierende Darstellung von Opfern nur dann möglich ist, wenn das Opfer selbst
bzw. Angehörige oder sonstige Personen einer solchen Darstellung zugestimmt
haben oder wenn es sich bei dem Opfer um eine Person des öffentlichen Lebens
handelt. Beides ist hier nicht der Fall, so dass eine Anonymisierung erforderlich
gewesen wäre. In Richtlinie 8.1 des Pressekodex heißt es, dass Fotos und Namen
von Tätern und Verdächtigen nur dann veröffentlicht werden, wenn das berechtigte
Interesse der Öffentlichkeit die schutzwürdigen Interessen von Betroffenen
überwiegt. Dieses überwiegende öffentliche Interesse ist im vorliegenden Fall nicht
zu erkennen. Die Redaktion hätte daher auch für die Anonymisierung des Fotos des
mutmaßlichen Täters sorgen müssen. (0256/17/1)
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